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#ausnahmslos

Wir nehmen hier ungekürzt den Aufruf »Gegen sexualisierte 
Gewalt und Rassismus. Immer. Überall. #ausnahmslos« auf, 
der mittlerweile von Tausenden Frauen und Männern unter-
zeichnet worden ist und der auch unseres Erachtens die Lage 
und die nötigen Forderungen gut auf den Punkt bringt. Das 
Dokument kann unter www.ausnahmslos.org unterzeichnet 
werden:

In der Silvesternacht auf 2016 waren in Köln und anderen 
deutschen Städten viele Frauen sexualisierter Gewalt an öf-
fentlichen Plätzen ausgesetzt. Diese Taten müssen zügig und 
umfassend aufgeklärt werden. Die Schutzlücken im Straftat-
bestand der sexuellen Nötigung/Vergewaltigung müssen end-
lich geschlossen werden.

Wir fordern, dass den Betroffenen jetzt alle Unterstützung 
und Hilfe zukommt, die sie benötigen. Wir stehen solidarisch 
mit all denjenigen, die sexualisierte Gewalt und Belästigung 
erfahren und erfahren haben.

Wer wir sind
Als Feminist_innen1 aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen setzen wir uns seit vielen Jahren für Gerechtigkeit 
zwischen den Geschlechtern und für eine offene und faire Ge-
sellschaft ein, engagieren uns gegen Sexismus und sexuali-
sierte Gewalt. Dabei haben wir gelernt, wie wichtig es ist, auch 
gegen Rassismus und andere Formen von Diskriminierung zu 
stehen.

Dafür setzen wir uns ein
Der konsequente Einsatz gegen sexualisierte Gewalt jeder 
Art ist unabdingbar und von höchster Priorität. Es ist für alle 
schädlich, wenn feministische Anliegen von Populist_innen 
instrumentalisiert werden, um gegen einzelne Bevölkerungs-
gruppen zu hetzen, wie das aktuell in der Debatte um die Sil-
vesternacht getan wird.

Sexualisierte Gewalt darf nicht nur dann thematisiert 
werden, wenn die Täter die vermeintlich »Anderen« sind: die 
muslimischen, arabischen, schwarzen oder nordafrikanischen 
Männer – kurzum, all jene, die rechte Populist_innen als »nicht 
deutsch« verstehen. Sie darf auch nicht nur dann Aufmerksam-
keit fi nden, wenn die Opfer (vermeintlich) weiße Cis2-Frauen 
sind. Der Einsatz gegen sexualisierte Gewalt muss jeden Tag 
ausnahmslos politische Priorität haben, denn sie ist ein fort-
währendes Problem, das uns alle betrifft. 2014 ergab eine Er-
hebung der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
(FRA), dass mehr als die Hälfte aller Frauen bereits sexuell be-
lästigt wurde und ein Drittel sexualisierte und/oder physische 
Gewalt erlebte. Die polizeiliche Kriminalstatistik weist jährlich 
mehr als 7.300 angezeigte Vergewaltigungen und sexuelle Nö-
tigungen in Deutschland aus,3 das sind zwanzig jeden Tag. Die 
Dunkelziffer liegt weitaus höher.

Alle Menschen sollen sich von klein auf, unabhängig von 
ihrer Ethnie, sexuellen Orientierung, Geschlechtsidentität, Re-
ligion oder Lebensweise, sicher fühlen und vor verbalen und 
körperlichen Übergriffen geschützt sein: egal ob auf der Stra-
ße, zu Hause, bei der Arbeit oder im Internet. Ausnahmslos. 
Das sind die Grundlagen einer freien Gesellschaft.

Für diese politischen Lösungen setzen wir uns ein:
1. Die Arbeit der Beratungsstellen muss gestärkt und ihr 

Angebot ausgebaut werden, einschließlich Therapiemög-
lichkeiten und besserem, schnelleren Zugang zu Therapie-
plätzen. Auch die Arbeit von Frauenhäusern muss gestärkt 
und vor allem fi nanziell ausreichend abgesichert werden. 

1 Das sogenannte Gender Gap, signalisiert durch den Unterstrich, bietet 
Platz für Menschen, die sich außerhalb der binären Geschlechterkategorien 
Mann-Frau einordnen.

2 Mit der Vorsilbe Cis werden Personen bezeichnet, die sich mit ihrem bei 
der Geburt zugeordneten Geschlecht identifi zieren.

3 Bundesministerium des Inneren: Polizeiliche Kriminalstatistik 2014, S. 4.
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Alle Beratungsstellen und -angebote müssen barrierefrei 
sein.

2. Die Gesetzeslage muss angepasst werden: Sexuelle Be-
lästigung ist in Deutschland immer noch keine eigen-
ständige Straftat. Und ob eine Vergewaltigung als strafbar 
gilt, wird zum Beispiel auch daran festgemacht, ob sich die 
betroffene Person ausreichend zur Wehr setzte.

3. Mehr öffentliche Aufklärungsarbeit hilft, Gewalt zu ver-
meiden, und signalisiert den Betroffenen, dass sie sich Hil-
fe holen und mit gesellschaftlicher Unterstützung rechnen 
können. Wir möchten dafür sensibilisieren, dass die Gefahr, 
Sexismus und sexualisierte Gewalt zu erleben, im engen so-
zialen Umfeld besonders groß ist und in allen gesellschaft-
lichen Gruppen vorkommt.

4. Auch eine geschlechtersensible Pädagogik kann (sexu-
alisierter) Gewalt vorbeugen. Dazu zählt nicht zuletzt die 
Aufklärung über Geschlechterstereotype und die Bedeu-
tung von Sprache.

5. Polizei und Justiz müssen geschult werden, damit es 
überhaupt zur Strafverfolgung kommt und in diesen Prozes-
sen sensibel und respektvoll mit Betroffenen umgegangen 
wird. 

Für diese gesellschaftlichen Lösungen setzen wir uns ein:
6. Die Debatte über sexualisierte Gewalt muss offen, kri-

tisch und differenziert geführt werden. Dazu gehört die 
Analyse, Aufarbeitung und Bekämpfung von soziokulturellen 
und weltanschaulichen Ursachen von Gewalt. Dringend 
muss auch über Auswirkungen gesellschaftlicher Stigmati-
sierung von Betroffenen sexualisierter Gewalt gesprochen 
werden.

7. Betroffene sexualisierter Gewalt müssen ernst genommen 
werden. Es darf keine Täter_innen-Opfer-Umkehrung, 
wie in Form von Verhaltensregeln für Betroffene, und keine 
Verharmlosung geben.

8. Sexismus und Rassismus sind nicht Probleme »der 
Anderen«: Wir alle sind von struktureller Diskriminierung 
geprägt und müssen erlernte Vorurteile erst einmal refl ek-
tieren, um sie abzulegen. 

9. Wer Zeug_in von sexualisierter Gewalt und Sexismus 
wird, sollte nicht wegschauen, sondern eingreifen 

– von Hilfe und Beistand bei sexualisierten Übergriffen bis 
zum Einspruch gegen sexistische Sprüche, »Witze« oder 
Werbung.

Für diese medialen Ansätze setzen wir uns ein:
10. Die mediale Berichterstattung über sexualisierte Ge-

walt darf die Opfer nicht verhöhnen und die Taten 
nicht verschleiern. Täter sollten nicht als »Sex-Gangster« 
oder »Sex-Mob« beschrieben – da sexualisierte Gewalt 
nichts mit Sex zu tun hat – und häusliche Gewalt nicht als 
»Familien-« oder »Beziehungsdrama« verharmlost werden.

11. Sexismus und andere Diskriminierungsformen müs-
sen als Nährboden für sexualisierte Gewalt verstan-
den und als reale und bestehende Probleme aner-
kannt werden. Es muss ernst genommen werden, wie die 
mediale Darstellung u.a. weiblicher Körper als Lustobjekte 
mit sexualisierter Gewalt verknüpft ist. Sexismus darf we-
der im Alltag noch in der Werbung und in den Medien Platz 
haben.

12. Das Problem des Sexismus und der sexualisierten 
Gewalt darf nicht »islamisiert« und damit pauschal 
einer Religion und ihren – häufi g vermeintlichen 
– Angehörigen zugeschrieben werden. Damit werden 
mindestens 5 Millionen Menschen in Deutschland unter 
Generalverdacht gestellt. Redaktionen sollen reißerische 
und stigmatisierende Deutungen vermeiden, denn diese 
ziehen konkrete negative Folgen für Mitglieder unserer 
Gesellschaft nach sich.

13. Die Bildsprache ist frei von rassistischen und sexi-
stischen Klischees zu halten. Bilder wirken unterbe-
wusst und können selbst eine differenzierte Berichterstat-
tung torpedieren.

14. Redaktionen müssen vielfältiger werden. Nach wie vor 
sind nur ein Bruchteil der Journalist_innen in Deutschland 
nicht-deutscher Herkunft und Berufswege stehen vor allem 
Menschen mit formal hoher Bildung offen. Männlich, he-
terosexuell und weiß dominierte Chefredaktionen tragen 
dazu bei, dass Themen, die andere Geschlechter, Ethnien 
und Minderheiten betreffen, nicht mit ausreichend Raum 
und Kompetenz behandelt werden.
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die Betreuungskosten in Kitas und Horten aus. Während sich 
diese Angebote an alle Familien richten, dienen die Hilfen zur 
Erziehung – die neben Heimunterbringung auch Erziehungs-
beratung und andere Familien unterstützende Angebote um-
fassen – dem Schutz gefährdeter Minderjähriger und sind für 
jene Familien gedacht, die Probleme haben, ihre Kinder ohne 
ergänzende Betreuung großzuziehen. In nur zehn Jahren ha-
ben sich die staatlichen Ausgaben für solche Kinderschutz-
maßnahmen auf jährlich neun Mrd. Euro fast verdoppelt. Für 
eine grundlegende Verbesserung der Lebenssituation dieser 
Familien bedarf es weitergehender Maßnahmen und Initiati-
ven. Dazu gehören verbesserte Angebote der Kinderbetreu-
ung, der schulischen und berufl ichen Bildung, aber auch und 
nicht zuletzt bezahlbarer Wohnraum. Für Eltern wie Kinder 
geht es um gezielte Maßnahmen der berufl ichen Qualifi ka-
tion und Arbeitsplatzangebote, um aus dem Teufelskreis der 
Armut ausbrechen zu können. 

Es ist scheinheilig, die Schuld am »Fall Chantal« und an-
deren Missständen bei den personell und fi nanziell ausge-
dünnten Ämtern oder den freien Trägern zu suchen, die die 
früher staatlich organisierten Angebote der Kinder- und Ju-
gendhilfe übernommen haben – auch, weil die Stadt dadurch 
(beim Personal) sparen wollte. Für eine qualitativ hochwer-
tige Kinder- und Jugendarbeit müssen die staatlichen Stellen 
wie die freien Träger mit den nötigen Ressourcen ausgestat-
tet werden. Dies wäre – neben der Frage der politischen Ver-
antwortung – eine wichtige Schlussfolgerung aus den alltäg-
lichen Dramen der »Verletzungen des Kindeswohls«. Das alles 
kostet Geld und die öffentlichen Finanzen sind begrenzt. Un-
ter dem Blickwinkel einer »Ökonomie des ganzen Hauses« ist 
das kurzatmige Sparen im Sozial etat oder auch die teilweise 
absurde Prioritätensetzung mehr als kontraproduktiv. Kosten, 
die in der Eindämmung der Kinderarmut gespart werden, fal-
len anderswo an – bei den folgenden Generationen oder in 
späteren Entwicklungsperioden der Betroffenen. Zudem mah-
nen die Ereignisse in vielen europäischen Ländern, welche 
Folgen Perspektivlosigkeit und ausbleibende staatliche Hilfen 
gerade für Kinder und Jugendliche zeitigen können. 

Die »Schuldenbremse« ist auch im Bereich der Armutsbe-
kämpfung zum entscheidenden Bremsklotz für eine bessere 
Zukunft für die jungen BürgerInnen dieser Stadt geworden. 
Die Ausgaben für den Kinderschutz variieren zwischen den 
einzelnen Bundesländern stark. Insgesamt gibt es in Deutsch-
land rund 120.000 solcher Verfahren im Jahr. In einem Drit-
tel zeigt sich am Ende, dass keine Kindeswohlgefährdung 
vorliegt. Bei einem weiteren Drittel gibt es zwar keine Ver-
nachlässigung oder Misshandlung zu beanstanden, wird aber 
dennoch Unterstützungsbedarf gesehen. In dem letzten Drit-
tel ergibt die Überprüfung tatsächlich eine Kindeswohlgefähr-
dung, die oftmals eine Unterbringung außerhalb der Familien 
zur Folge hat. Dabei ist das Gros der Kinder, die in Obhut ge-
nommen werden, älter als zwölf Jahre. Dass in Süddeutsch-
land deutlich seltener das Jugendamt kommt, als dies in den 
Stadtstaaten oder in Ostdeutschland der Fall ist, lässt sich 
zum Teil mit der unterschiedlichen Bevölkerungsstruktur be-
gründen. So sind die Familienverhältnisse im Süden stabiler 

als in den Großstädten oder in den neuen Bundesländern. In 
Berlin, Hamburg und Bremen gibt es ebenso wie im Osten 
viele Alleinerziehende. Getrennt lebende Eltern sind deutlich 
häufi ger mit der Erziehung überfordert als Paare. Weitere Ri-
sikofaktoren sind Arbeitslosigkeit, Kriminalität und Sucht. 

Mehr Inobhutnahmen von Flüchtlingskindern
Wie die jüngsten Daten des Statistischen Bundesamtes zei-
gen, haben die Einreisen unbegleiteter Minderjähriger die 
Zahl der Inobhutnahmen zuletzt stark steigen lassen. Hatten 
die Jugendämter 2009 noch weniger als 2.000 Flüchtlinge un-
ter 18 Jahren unter ihre Fittiche genommen, waren es im ver-
gangenen Jahr schon gut 11.600. Für dieses Jahr ist ein wei-
terer starker Anstieg wahrscheinlich (siehe Abb. 1 und 2).

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen unter den erstma-
lig Asylsuchenden ist beständig gestiegen. Im Oktober 2015, 
dem letzten Monat, für den Daten vorliegen, waren es 14.100 
Kinder. Von diesen kamen 66,8% aus den Krisengebieten in 
Syrien, Irak und Afghanistan. Nachdem der Zustrom vom Bal-
kan nachgelassen hat, stellten diese Länder zuletzt nur noch 
einen Anteil von 13,9%. Eurostat-Zahlen zufolge erreichten 
2014 3.785 Jungen und 595 Mädchen die Bundesrepublik 
ohne ihre Eltern bzw. wurden nach der Einreise zurückgelas-

Abb. 1: Einwandererkinder im SGB II (»Hartz IV«)
Leistungsbezieher unter 18 Jahren im SGB II 
nach Staatsangehörigkeit (Monatsdaten)

Abb. 2: Flüchtlingskinder nach Herkunftsgebiet
Erstmalige Asylbewerber unter 18 Jahren nach Herkunftsland 
(Monatsdaten)

Quelle: WSI
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sen, darunter 275 Kinder unter 14 Jahren. Über drei Viertel 
von ihnen kam aus Afghanistan, Eritrea, Syrien, Somalia und 
dem Irak.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Kinderarmut 
in Deutschland weiterhin auf hohem Niveau verharrt. Die ak-
tuelle Einwanderungswelle wird sich jedoch nach und nach 
in einem erneuten Anstieg der Armutsquote niederschlagen. 
Damit stellt sich die Frage, was getan werden kann, um Kin-
derarmut zu vermeiden. Wie sowohl die Vergleiche zwischen 
den Regionen als auch zwischen verschiedenen Einwan-
derergruppen gezeigt haben, ist die Einbindung in den Ar-
beitsmarkt entscheidend. Der einfache Grund besteht darin, 
dass Lohnarbeit für die meisten Familien die einzige Einkom-
mensquelle darstellt, die auf Dauer ein Leben oberhalb der 
Armutsgrenze ermöglicht. Ein adäquater Mindestlohn kann 
auch hier einen Beitrag leisten. Ausnahmen vom Mindest-
lohn für Flüchtlinge sind damit nicht zielführend.

Die Sozialverbände in Hamburg forderten den Senat auf, 
sich vor allem für einen Rechtsanspruch von Kindern und 
Jugendlichen auf einen eigenständigen bedarfsgerechten Re-
gelsatz in der Grundsicherung stark zu machen. Notwendig 
seien eine bedarfsgerechte Bemessung von familien- und sozi-
alpolitischen Leistungen wie Kindergeld und Kinderzuschlag 
sowie eine Erhöhung und Dynamisierung der Einkommens-
grenzen beim Wohngeld. Hamburgs DGB-Vorsitzende Katja 
Karger nannte die Zahlen »erschreckend«. Für die Kinder be-
deute dies weniger Zugang zu Bildung, Freizeit- oder kultu-
rellen Angeboten. Notwendig seien gezielte Maßnahmen, um 
Eltern aus dem Dauerbezug von Arbeitslosengeld II heraus 
zu bekommen. Laut WSI-Studie könnte die Kinderarmut vor 
dem Hintergrund der starken Zuwanderung in den kommen-
den Jahren spürbar steigen. Karger: »Umso wichtiger ist es, 
jetzt umfassende Maßnahmen zur Integration von Flüchtlin-
gen in den Arbeitsmarkt zu ergreifen.«

Hat sich an diesem Missstand in den letzten Monaten et-
was zum Besseren verändert? Wie das Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftliche Institut der gewerkschaftsnahen Hans-
Böckler-Stiftung im Verteilungsbericht vom November 2015 
feststellt, lebt hierzulande fast jedes fünfte Kind (19%) in 
einem einkommensarmen Haushalt. Besonders verbreitet 
ist Kinderarmut in den ostdeutschen Bundesländern – aller-
dings ist dort die Quote gesunken. Alleinerziehende und ihre 
Kinder sind besonders häufi g von Armut betroffen. Mit einer 
Quote von 25,1% hatte der Regierungsbezirk Düsseldorf im 
Jahr 2014 nach Bremen (33,1%) den höchsten Anteil an armen 
Kindern in Westdeutschland.

Kinderarmut in einer reichen Region
In der Kinderarmut in Hamburg bündeln sich die sozialen 
Spaltungen der Stadt. »Es wäre schön, wenn unsere Stiftung 
überfl üssig wäre«, sagt zum Beispiel Susann Grünwald, Grün-
derin der »Stiftung Mittagskinder« in Hamburg. »Der Bedarf 
ist in den vergangenen Jahren immer größer geworden.«1 
Auch die Einführung von Ganztagsschulen habe die Situation 
nicht verändert. Den Kindern fehle es häufi g an den wich-
tigsten Dingen.

Eine bundesweite Untersuchung zur Kinderarmut2 kommt 
zu dem Ergebnis, dass sie mit einem Mangel an vielen Dingen 
des Alltagslebens verbunden ist. So nehmen arme Kinder in 
den alten Bundesländern deutlich seltener an Aktivitäten teil, 
die für nichtarme Kinder fast selbstverständlich sind.3 (Siehe 
Tabelle 1) Die Sozialbehörde betrachtet diese Stimmen aus 
dem zivilgesellschaftlichen Bereich als übertriebene Verall-
gemeinerung von Einzelfällen. Gegen diese Abwertung eines 
gesellschaftlichen Problems kämpft bundesweit das Kinder-
hilfswerk. Kinder, die mit knurrendem Magen in die Schule 
gehen,4 Viert- oder Fünftklässler, die nur mit Mühe und Not 
lesen und schreiben können, oder Mädchen und Jungen, für 
die ein Besuch in der Schwimmhalle zu teuer ist – die Kinder-
armut in Deutschland hat viele Gesichter. In der Bevölkerung 
ist das bekannt. Nach einer Umfrage des Deutschen Kinder-
hilfswerks (DKHW)5 sehen fast zwei Drittel der Befragten Kin-
derarmut als Problem. Seit Jahren wird auch öffentlich darü-
ber diskutiert, doch eine dauerhaft erfolgreiche Strategie hat 
die Politik nicht gefunden.

Und wenn die Verdrängung anhält, wird sich wenig än-
dern. Denn aus Sicht von PraktikerInnen und ExpertInnen 
wird Kinderarmut schlicht ignoriert. Hamburg ist ein heraus-
ragendes Beispiel für diese Verdrängungspolitik.

1 Zit. nach Hamburger Morgenpost vom 18.1.2014.
2 Helge Baumann und Eric Seils: Wie »relativ« ist Kinderarmut?, Armutsri-

siko und Mangel im regionalen Vergleich, WSI-Report 11, Januar 2014
3 Immerhin hat es mit dem Bildungspaket der Bundesregierung ein wenig 

Bewegung gegeben: Bedürftige Kinder und Jugendliche haben einen Rechts-
anspruch aufs Mitmachen – bei Tagesausfl ügen und dem Mittagessen in Kita, 
Hort und Schule, bei Musik, Sport und Spiel in Vereinen und Gruppen. Das 
Bildungspaket unterstützt gezielt 2,5 Mio. Kinder und Jugendliche. Ulrich 
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, hält 
die Maßnahme allerdings für gescheitert. »Besonders die Musik- und Sport-
gutscheine entpuppen sich als reine Luftnummer.« Das Bildungspaket sei 
das wohl lebensfernste, was vom Arbeitsministerium auf den Weg gebracht 
wurde. Auch die vom Wohlfahrtsverband befragten Kindertagesstätten, Sozi-
al- und Familienberatungsstellen sowie Anbieter in der offenen Jugendarbeit 
bewerten das Bildungspaket kritisch.

4 Selbstverständlich geht es in Europa und Hamburg immer um einen Be-
griff von »relativer Armut«. Ein Vergleich mit gesellschaftlichen Verhältnis-
sen aus Ländern der 3. Welt oder Regionen mit militärischen Konfl ikten oder 
Vertreibung von Bevölkerungsgruppen führt bei der Auseinandersetzung 
mit Armutserscheinungen in Wohlstandsregionen nicht weiter.

5 »Große Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland fordert umfangreiche 
Maßnahmen gegen Kinderarmut – Umfrage im Auftrag des Deutschen Kin-
derhilfswerkes«, Pressemitteilung des DKHW vom 14.1.2014.

Tabelle 1: Woran fehlt es armen Kindern? (Angaben in %)

Mangel/Nicht vorhanden Arm Alle
Restaurantbesuch pro Monat 76,9 59,3
Kino, Konzert, Theaterbesuch pro Monat 65,8 36,2
Ausreichend Winterkleidung 9,7 2,8
Ausreichend Zimmer 25,6 2,8
Computer/Internet 15,6 4,4
Einwöchiger Urlaub pro Jahr 69,5 37,8
Energierechnung pünktlich zahlen 7,9 1,8

Quelle: WSI-Report 11/Januar 2014
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Mit diesem BürgerInnenbrief informieren wir regelmäßig über das Parlamentsgeschehen sowie die politischen Auseinander-
setzungen in der Stadt, den Bezirken und zu unseren Arbeitsgebieten. Wenn Sie diesen Bürger Innenbrief per E-Mail beziehen 
oder nicht mehr erhalten möchten, schreiben Sie an: heike.sudmann@linksfraktion-hamburg.de oder christiane.schneider@
linksfraktion-hamburg.de. Und: Sprechen Sie uns an, wenn Sie unsere Arbeit als Abgeordnete in der Hamburgischen Bürger-
schaft durch Kritik und nützliche Informationen begleiten wollen. Kontakt: Heike Sudmann, Abgeordnetenbüro Lilien str. 15, 
20095 Hamburg; BürgerInnenbüro Christiane Schneider MdHB, Borgfelder Str. 83, 20537 Hamburg/Abgeordnetenbüro Lilien-
str. 15, 20095 Hamburg.

Kulturtipp: Ausstellung zur NS-Zwangsarbeit 
Von Surya Stülpe

Die Ausstellung mit dem Titel »Zwangsarbeit. Die Deutschen, 
die Zwangsarbeiter und der Krieg« ist eine spannende Aus-
einandersetzung mit der systematischen Unterjochung und 
Ausbeutung von über 20 Mio. Menschen und gleichzeitig 
mit einem Teil des nationalsozialistischen Alltags. Männer, 
Frauen und Kinder aus fast allen Ländern Europas wurden 
als »Fremdarbeiter«, Kriegsgefangene oder KZ-Häftlinge in das 
nationalsozialistische Deutschland verschleppt oder mussten 
in den von der Wehrmacht besetzten Gebieten Zwangsarbeit 
leisten. 

Die Ausstellung beleuchtet umfassend verschiedene Vor-
aussetzungen und Umstände der Zwangsarbeit: Im ersten, 
allgemein gehaltenen Teil geht es um die Anfänge des Nati-
onalsozialismus, die Ausbreitung und Propaganda der ras-
sistischen Ideologie in der gesamten Gesellschaft. Wenn 
das bekannt ist, kann das erste Drittel der Ausstellung ge-
trost übersprungen werden. Gleichwohl ist es wichtig, sich 
noch einmal klarzumachen, wie mithilfe einer so ausdiffe-
renzierten Ideologie der vermeintlichen Ungleichwertigkeit 
von Menschen die Grundlagen für eine derartige Entrechtung 
und Misshandlung von Millionen von ZwangsarbeiterInnen 
geschaffen wurden.

Im zweiten Teil wird der systematische Einsatz von Arbeit 
als Repressionsmittel und Werkzeug der Vernichtung beleuch-
tet. Besonders interessant ist hier der immer wiederkehrende 
Hamburg-Bezug: Dass spätestens seit 1942 Zwangsarbeit und 
ZwangsarbeiterInnen überall in Hamburg zum Stadtbild und 
zum Alltag gehörten, war mir so nicht klar. Mithilfe einer di-
gitalen Recherchemöglichkeit können BesucherInnen ihre 
Straße oder den Wohnort ihrer Eltern auf einer Hamburg-

Karte fi nden und sich anzeigen lassen, welche Zwangsarbeits-
stätten in der unmittelbaren Nähe existierten und welche Fir-
men in ihrer Nähe Teil dieses Systems waren. 

Im dritten Teil geht es um die Profi teure des Systems der 
Zwangsarbeit. Massenhaft deutsche und auch Hamburger Fir-
men, deren Namen wir bis heute kennen, fi nden sich darun-
ter. Auch das Thema Entschädigung von ehemaligen Zwangs-
arbeiterInnen, von dem in den letzten Jahren immer wieder 
in den Medien zu lesen war, wird hier nochmals in seiner 
ganzen Breite und Ungeheuerlichkeit aufgerollt.

Die Ausstellung ist auch deswegen so eindrücklich, weil 
sie Geschichte auf verschiedenen Ebenen erfahrbar macht. 
ZeitzeugInnenberichte, wissenschaftliche Texte, Fotos und 
kommentierte historische Texte wechseln sich ab. Durch den 
Hamburg-Bezug und die Möglichkeit der digitalen Recherche 
in der Datenbank ist es möglich, selbst aktiv zu werden und 
das Erfahrene in das eigene Leben hereinzuholen.

Fazit: Eine sehr umfassende Ausstellung, für die mindes-
tens zwei Stunden einzuplanen sind. 

Sie ist bis zum 3. April zu sehen im Museum der Arbeit 
(Wiesendamm 3, S-Bahn Barmbek). Öffnungszeiten: montags 
13-21 Uhr, dienstags bis samstags 10-17 Uhr, an Sonn- und 
Feiertagen 10-18 Uhr. Eintritt: Erwachsene 7,50 Euro, ermä-
ßigt 4,50 Euro, freien Eintritt erhalten Kinder und Jugendli-
che unter 18 Jahren. Es lohnt sich auch der Blick in das um-
fangreiche Begleitprogramm: www.museum-der-arbeit.de 
und www.ausstellung-zwangsarbeit.org. Zur Ausstellung ist 
zudem (zum Preis von 19,80 Euro) ein 256seitiger Katalog er-
schienen, herausgegeben von Volkhard Knigge, Rikola-Gun-
nar Lüttgenau und Jens-Christian Wagner,.
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